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An das Ministerium des Innern					Hamm, 28. August 2024 
des Landes Nordrhein-Westfalen
40190 Düsseldorf


Stellungnahme – Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen – Laufbahnrecht (Az. 24-21.42.05.02)
Schreiben vom 03. Juli 2024

Sehr geehrter Herr Dr. Emenet,

der Bund der Richter und Staatsanwälte in Nordrhein-Westfalen (DRB-NRW e. V.) bedankt sich herzlich für die Möglichkeit einer (ersten) Stellungnahme zu dem o. g. Gesetzentwurf und äußert sich wie folgt:

A) Vorbemerkung: 

Der umfangreiche Gesetzentwurf betrifft Richterinnen und Richter nur an verhältnismäßig wenigen Stellen ausdrücklich. Es wird jedoch nicht verkannt, dass über § 2 Abs. 2 LRiStaG verschiedene Änderung auch mittelbar Auswirkungen auf die Richterschaft haben können. Die vorliegende Stellungnahme beschränkt sich einstweilen auf die Änderungen von denen Richterinnen und Richter offenkundig betroffen sind. Ergänzende Ausführungen, die sich möglicherweise erst aus dem weiteren Diskussionsverlauf ergeben werden, bleiben vorbehalten.

B) im Einzelnen:

I. zu Art. 5 (Änderung des LRiStaG):

1. § 2 Abs. 5 LRiStaG-E (Anwendungsbereich und Geltung des Beamtenrechts)

[bookmark: _Hlk175653557]Die beabsichtigte Einführung eines Rückkehrrechts nach Übernahme in ein kommunales Wahlbeamtenverhältnis wird ausschließlich positiv beurteilt. 

Im Vergleich zu dem bisher geltenden Erlöschen des Richterverhältnisses stellt es eine eindeutige Verbesserung dar und ist damit geeignet, interessierten Richterinnen und Richtern die Entscheidung zu erleichtern, ein solches Wahlbeamtenverhältnis (auf Zeit) auch tatsächlich einzugehen.

Den in § 2 Abs. 5 Satz 2 LRiStaG-E enthaltenen Verweis auf die entsprechende Anwendbarkeit von § 119a LBG-E versteht der DRB-NRW so, dass damit („nur“) die Verfahrensregelungen, insb. in § 119a Abs. 2 bis Abs. 4 LBG-E zu konkreten Antragsfristen, Rückkehr und Wiederverwendung, in Bezug genommen sind. Sofern dies der Fall sein sollte, wird der Verweis für unproblematisch gehalten. Ggf. mag dies in der Begründung ausdrücklich klargestellt werden.

(Hinsichtlich der besoldungs- und versorgungsrechtlichen Folgebestimmungen s. u. II.)

2. § 12 Abs. 2 LRiStaG-E (Benachteiligungsverbot)

[bookmark: _Hlk175653609]Die Vorschrift erscheint dem DRB-NRW unbedenklich und im Übrigen bereits gängige Praxis. Zur Herstellung eines Gleichklangs mit § 69 Abs. 2 LBG-E ist es gleichwohl sinnvoll, eine entsprechende Bestimmung auch im LRiStaG einzuführen.


3. § 14 Abs. 5 Satz 2 LRiStaG-E (Beurteilung, Erprobung)

[bookmark: _Hlk175653651]Die beabsichtigte Regelung wird im Grundsatz begrüßt. Aus Gründen der Klarheit und sachgerechten Abgrenzung von den Regelungen für Beamtinnen und Beamte ist es vernünftig eine gesonderte Regelung für den richterlichen Bereich vorzusehen.

Da Vorschriften über die Nachzeichnung in der BeurtVO – anders als (wohl) nach dem bisherigen Rechtszustand – nicht der Mitbestimmung unterliegen, wird schon jetzt um Mitteilung gebeten, welche Vorstellungen dazu bestehen, welche Regelungen zur Nachzeichnung in die BeurtVO aufgenommen werden sollen. Insbesondere möge mitgeteilt werden, ob sämtliche Bestimmungen in die BeurtVO selbst Eingang finden sollen oder ob – wie bisher – auch mitbestimmungspflichtige „untergesetzliche“ Regelungen geplant sind; ggf. welche.

Insgesamt könnte in § 14 LRiStaG (hilfsweise in der Gesetzesbegründung) noch eine Regelung aufgenommen werden, dass § 92 LBG-E keine Anwendung findet. Dasselbe gilt für § 7 LVO-E, für den (wie für die §§ 8 und 9 LVO) § 47 Abs. 1 Satz 2 LVO-E entsprechend ergänzt werden sollte. Sofern noch ein subsidiärer Anwendungsbereich für die gennannten Bestimmungen gesehen wird, sollte dieser aus Gründen der Klarheit und Rechtssicherheit ggf. konkret benannt werden.

4. § 104b LRiStaG-E (Weitere Anwendbarkeit der beamtenrechtlichen Vorschriften über die fiktive Fortschreibung dienstlicher Beurteilungen)

[bookmark: _Hlk175653678]Das Bedürfnis zum Erlass einer Übergangsregelung mit Blick auf § 14 Abs. 5 Satz 2 LRiStaG-E ist nachvollziehbar.

Es sollte jedoch klargestellt werden, ob der Verweis in § 104b LRiStaG-E das alte oder das neue für Beamtinnen und Beamte geltende Recht meint. Dies ist deshalb von Bedeutung, weil das neue Recht für Beamtinnen und Beamte z. T. (etwa mit Blick auf die Nachzeichnung von Erprobungen) mit den für den richterlichen Dienst geltenden Bestimmungen inkompatibel sein dürfte.


II. zu Art. 3 und 4 (Änderungen des LBesG und des LBeamtVG)

1. § 30 Abs. 2 Ziff. 9. LBesG-E

Die Einfügung der Vorschrift ist plausibel und folgerichtig.


2. § 102a LBeamtVG-E 

Es handelt sich nach dem Verständnis des DRB-NRW um eine Vorschrift, die ausschließlich die Versorgungslastenteilung und damit das Innenverhältnis der beiden beteiligten Versorgungsträger betrifft. Sie hat damit keine Auswirkungen auf die Richterin oder den Richter, der das kommunale Wahlamt übernommen hat.

Der Regelung wird daher nicht entgegengetreten.

III. zu Art. 1 (Änderungen des LBG)

1. § 13 LBG-E (Probezeit) 

Gegen die Neufassung bestehen im Grundsatz keine Bedenken. Es wird jedoch auf die Ausführungen unter IV., 1. verwiesen.


2. § 14 LBG-E (Einstellung)

Gegen die Neufassung der Vorschrift bestehen keine Bedenken.

3. § 119a LBG-E (Übernahme eines kommunalen Wahlamtes durch Beamtinnen und Beamte)

Siehe hierzu oben I., 1

IV. zu Art. 2 (Änderungen der LVO)

1. § 5 LVO-E (Probezeit)

Gegen die beabsichtigte Änderung der Vorschrift bestehen im Grundsatz keine Bedenken. Es sollte zur Erhöhung der Rechtssicherheit und zur Vermeidung von Widersprüchlichkeiten aber zumindest klar gestellt werden, welche darüber nachgedacht werden – wie schon für die Bereiche Erprobung und Beurteilung (dazu oben I., 3.) – auch mit Blick auf die Probezeit eigenständige Regelungen in das LRiStaG aufzunehmen bzw. klarzustellen, welche Bestimmungen des LBG bzw. der LVO insoweit im Einzelnen auch für den richterlichen Bereich Anwendung finden sollen und welche nicht. 

Dies ist gerechtfertigt, weil es sich bei den Bereichen Beurteilung, Erprobung und Probezeit um eng verzahnte Regelungsgegenstände handelt, bei denen im richterlichen Bereich im Vergleich zu den Beamtinnen und Beamten durchaus Besonderheiten zu beachten sein können. Vor diesem Hintergrund ist es letztlich inkonsequent für zwei Teilbereiche (Beurteilung, Erprobung) – klarstellende – Sonderregelungen im LRiStaG vorzusehen, für den dritten Teilbereich (Probezeit) aber nicht.


2. § 7 LVO-E (Erprobungszeit)

Siehe hierzu oben I., 3.


3. § 12/14 LVO-E (Einstellung) 

Gegen die Neufassung der Vorschriften bestehen keine Bedenken.


4. § 47 LVO-E (Richterinnen und Richter)

· Abs. 1 Satz 2

Die klarstellende Änderung wird begrüßt. Vgl. dazu aber auch oben 2. sowie I., 3.

· Abs. 2 a. F. (Streichung)

Der Streichung wird nicht entgegengetreten. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass einer Vergabe des ersten Beförderungsamtes vor Ablauf von drei Jahren und der Vergabe des zweiten Beförderungsamtes vor Ablauf von sechs Jahren im richterlichen Bereich kaum praktische Relevanz zukommen dürfte.

· Abs. 2 (neu)

Gegen die Neuregelung bestehen keine Bedenken.

· Abs. 3 Satz 4 (neu)

Gegen die Neuregelung bestehen keine Bedenken


5. § 48 LVO-E (Beamtinnen und Beamte im Geschäftsbereich des für Justiz zuständigen Ministeriums)

· Abs. 1

Die Anpassung ist notwendig und richtig.

· Abs. 2

Sofern – wie in der Gesetzesbegründung angekündigt – das Diskriminierungsverbot im Beurteilungsprozess (zeitnah) Eingang in die BeurtVO finden sollte, bestehen gegen die Änderung keine Bedenken.


Für etwaige Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. Nähere Erläuterungen können auch in dem Gesprächstermin am 04.09.2024 ggf. noch erfolgen.


Mit freundlichen Grüßen
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Thomas Ottersbach 
Vorsitzender Richter am Landessozialgericht
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